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 Stabsstelle des Landrats 
  

 

B e r a t u n g s f o l g e: 

1. . Kreistag  12.01.2023 Entscheidung Ö 

 

 
 
 
 Gez. Harald Sievers / 04.01.2023 
__________________________ 
 gez. Dezernent/in / Datum 
 
  
 
 
Resolution des Kreistags: Belastungsgrenze überschritten - Antrag der CDU Fraktion vom 
15.12.2022 
 
 
Beschlussentwurf: 
 

1. Der Kreistag bekräftigt die dargestellte Situationsanalyse aus den Städten, Gemein-
den und Landkreisen zur Leistungsfähigkeit des Staates und der Kommunen und be-
kräftigt das beigefügte Positionspapier des Gemeindetags Baden-Württemberg sowie 
den beigefügten, gemeinsamen offenen Brief an den baden-württembergischen Mi-
nisterpräsidenten. 

 
2. Der Kreistag betont, dass zur akuten Krisenbewältigung und zur aktiven Zukunftsge-

staltung ein handlungsfähiger Staat und leistungsfähige Kommunen notwendig sind. 
 

3. Der Kreistag unterstützt die Position des Gemeindetags Baden-Württemberg auch 
und gerade in der Haltung gegenüber Bund und Land und stellt sich hinter die Forde-
rungen des Positionspapiers und des gemeinsamen offenen Briefes an den baden-
württembergischen Ministerpräsidenten. 

 
4. Der Landrat wird beauftragt, diese Positionierung und Haltung des Landkreises 

Ravensburg insbesondere gegenüber den für den Landkreis zuständigen Abgeordne-
ten von Land und Bund vorzutragen. 
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Kurzdarstellung der Sach- und Rechtslage: 
 
Die CDU-Fraktion hat in der Sitzung des Kreistags am 15.12.2022 den Antrag gestellt, dass 
sich der Kreistag hinter zwei aktuelle Positions- und Forderungspapiere der kommunalen 
Landesverbände in Baden-Württemberg stellen soll. Im Nachgang hat sie diesen Antrag so 
wie vorstehend in dem Beschlussentwurf formuliert konkretisiert.  
 
Positionspapier „Belastungsgrenze überschritten“ 
 
Der Gemeindetag Baden-Württemberg als Interessensverband der Städte und Gemeinden in 
Baden-Württemberg hat im Rahmen seiner Landesvorstandssitzung im September 2022 ein 
Positionspapier erarbeitet, um auf das Erreichen der Belastungsgrenze des Staates und der 
Kommunen hinzuweisen. Die Kommunen befinden sich im Dauerkrisenmodus, von allen poli-
tischen Ebenen werden aber immer neue Leistungen eingefordert und die Bürokratie hat 
eine Komplexität angenommen, die kaum mehr zu bewältigen ist. Aus Sicht des Gemeinde-
tags braucht es eine klare Analyse der aktuellen Lage, eine realistische Bewertung des Leist-
baren sowie eine neue Festlegung des Erforderlichen. Die notwendigen Handlungsschwer-
punkte werden im Positionspapier genannt. 
 
Nachfolgend ist eine Übersicht über die zentralen Aussagen des Positionspapiers aufgeführt: 
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Gemeinsamer Offener Brief „In großer Sorge um unser Land“ 
 
Das Positionspapier des Gemeindetags wurde im Nachgang auch von anderen kommunalen 
Verbänden und Verbänden des „öffentlichen Lebens“ übernommen und daraus ist ein ge-
meinsamer offener Brief an Herrn Ministerpräsidenten Winfried Kretschmann als Vertreter 
der Landesregierung Baden-Württemberg erwachsen. 
 
Die Kernbotschaften des gemeinsamen offenen Briefs sind nachfolgend dargestellt: 
 

 
 
Die Verwaltung teilt das Grundanliegen beider Papiere. Auch aus ihrer Sicht ist es dringend 
erforderlich, eine aufrichtige Bestandsaufnahme der bestehenden Belastungs- und (Über-) 
forderungsproblemlagen der Kommunen vorzunehmen und Lösungsvorschläge in Richtung 
des für den Staat und seine Kommunen realistischerweise Leistbaren zu entwickeln.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: Keine 

 
 
Anlagen:  
Anlage 1 zu 0002/2023 - Positionspapier des Gemeindetags BW "Belastungsgrenze 
überschritten - Es darf kein Weiter so geben!" 
Anlage 2 zu 0002/2023 - Offener Brief an MP Kretschmann MdL: In großer Sorge um unser 
Land 
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